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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2006/15/0079 E 4. März 2009 RS 4 

Stammrechtssatz 

Je mehr die festgestellten Wiederaufnahmsgründe in ihren steuerlichen Auswirkungen von jenen 
abweichen, die sich insgesamt als Folge der Wiederaufnahme eines Verfahrens ergeben, desto mehr 
Gewicht ist den rechtlichen Interessen des Abgabepflichtigen am Weiterbestand des bisher erlassenen 
rechtskräftigen Bescheides zuzumessen. Allerdings muss ein Auseinanderklaffen der steuerlichen 
Auswirkungen, die unmittelbar auf Wiederaufnahmsgründe zurückzuführen sind, von solchen, die auf 
einer geänderten Rechtsansicht beruhen, nicht schon der Wiederaufnahme des Verfahrens 
entgegenstehen. Die Abgabenbehörde hat sich mit diesem Umstand lediglich im Rahmen ihrer 
Ermessensübung sachlich auseinander zu setzen (vgl. das hg. Erkenntnis vom 27. August 1998, 
93/13/0023, VwSlg 7302 F/1998). 
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